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DIE BEGRENZUNGSINITIATIVE – MEHR ALS NUR EINE VOLKSABSTIMMUNG

Bei der Begrenzungsinitiative geht es nicht um Zahlen –  
es geht um echte Freiheit für die Menschen in der Schweiz
Seit Monaten argumentieren die politischen Lager hauptsächlich mittels Zahlen  
und Statistiken für und gegen die Begrenzungsinitiative. Reichen Zahlen aber aus,  
um den Kern der Initiative verstehen und erfassen zu können? 

Im aktuellen Parteiprogramm der Zür­
cher SVP kommt das Wort «Freiheit» 
76 Mal vor. Die Häufigkeit dieses Wor­
tes unterstreicht, für was sich unsere 
Partei tagtäglich einsetzt. Die masslose 
Zuwanderung der letzten Jahre hat für 
einen Teil der Schweizer Bevölkerung 
diese Freiheit bereits spürbar einge­
schränkt. Ginge das Bevölkerungswachs­
tum ungebremst weiter, würde über 
kurz oder lang die Freiheit von allen 
Menschen in unserem Land Schritt für 
Schritt reduziert werden. Frei nach dem 
Motto «the winner takes it all» würden 
nur einige wenige als Gewinner hervor­
gehen. Diese Entwicklung gilt es mit 
der Begrenzungsinitiative zu verhin­

dern. Die SVP ist eine Volkspartei, eine 
Partei, die sich für alle Menschen in 
der Schweiz einsetzt und für diese ein 
Leben in Freiheit und Sicherheit ge­
währleisten will. Echte Freiheit hat ei­
nen Preis und der heisst «Mass halten» 
oder «Bescheidenheit». Das sind Aus­
drücke, die in den obersten beiden Eta­
gen «Individualbedürfnisse und Selbst­
verwirklichung» der Bedürfnispyrami­
de von Maslow nicht existieren. Und 
genau aus diesen beiden Etagen stam­
men die Argumente der Gegner der Be­
grenzungsinitiative. Im Kern ihrer Zah­
len-Argumente geht es um Geld und 
um Macht für einige wenige und nicht 
um Wohlstand für alle. Die wenigsten, 

die diese Argumente unterstützen, ha­
ben das bisher erkannt.

Mass halten – eine bewährte 
Tugend
Vor nicht allzu langer Zeit, als die Men­
schen in unserem Land noch die drei 
ersten Etagen «physiologische Bedürf­
nisse, Sicherheitsbedürfnisse und sozi­
ale Bedürfnisse» der Maslow-Pyramide 
am Erklimmen waren, war «Mass hal­
ten» eine Selbstverständlichkeit. Die 
Nachkriegsgeneration sowie grossmehr­
heitlich auch noch unsere Eltern wuss­
ten um die Wichtigkeit dieser Tugend. 
Ohne diese nicht tagtäglich gelebt zu 
haben, hätte sich die Schweiz nicht zu 

einem der erfolgreichsten und wohl­
habendsten Länder der Welt entwi­
ckelt. Heute muss sich ein immer grös­
ser werdender Teil unserer Bevölke­
rung wieder täglich mit diesem Thema 
auseinandersetzen, um sich und seine 
Familie über die Runden zu bringen. 
Die berühmte Wohlstandsschere klafft 
immer schneller und weiter auseinan­
der. Doch das kümmert die Leute ganz 
oben in der Pyramide nicht. Zu sehr 
reizen die kurzfristigen Gewinnmaxi­
mierungen oder die prunkvollen Be­
amtenhallen mit allen Annehmlich­
keiten in Brüssel. Der freie Weg zu den 
nächsten Honigtöpfen, finanziert vom 
Mittelstand, droht nun durch die Be­
grenzungsinitiative, die zum Mass hal­
ten verpflichtet, versperrt zu werden. 

Wasser predigen und Wein trinken
Zu viel ist zu viel – das gilt nicht nur 
für die Zuwanderung in unser Land. 
Auch in den Bereichen Steuern, Kran­
kenkassenprämien oder Wohnkosten 
wird alles andere als Mass gehalten. 
Die Entwicklung kennt nur eine Rich­
tung, nach oben. Haupttreiber dieser 
Entwicklung ist das viel zu rasante Be­
völkerungswachstum, welches zusätz­
lich auch die Sozialwerke aushöhlt und 
das Bildungsniveau an unseren Schu­
len beeinträchtigt. Statt die tatsächliche 
Ursache dieser Probleme zu bekämpfen, 
wird aus den oberen zwei Etagen der 
Pyramide Sand in die Augen der Bevöl­
kerung gestreut. Blind von den falschen 
und angstschürenden Argumenten be­
gnügen sich immer mehr Menschen in 
der Schweiz solidarisch mit einem Glas 
Wasser, während einige wenige bei ei­
nem vollen Glas Wein vereinbaren, 
wie sie ihre Gier mit dem nächsten 

Stück Freiheit der Schweizerinnen und 
Schweizer befriedigen werden. 

Weniger ist mehr
Um die echten von den falschen Argu­
menten unterscheiden zu können, reicht 
es, deren Klängen zu folgen. Kommen 
diese aus den oberen Etagen der Pyra­
mide, geht es weder um die Bevölke­
rung der Schweiz und deren Wohlstand 
noch um echte Freiheit, sondern um 
Geld- und Machtgier. Argumente für 
echte Freiheit klingen meist nicht so 
melodisch wie es sich die Menschen 
wünschen und es braucht auch keine 
komplexen Zahlen und Statistiken. Die 
SVP steht für eine ehrliche und fakten­
basierte Politik zum Wohle aller Men­
schen in der Schweiz, darum kämpft 
sie für eine massvolle Zuwanderung. 
Unsere Partei misst sich nicht am Zu­
spruch von Meinungsumfragen und 
Trendradars. Weniger Zuspruch bedeu­
tet in der heutigen Zeit mehr echte 
Freiheit für die gesamte Bevölkerung. 
Darum, und nur darum geht es am 
kommenden Sonntag bei der Abstim­
mung zur Begrenzungsinitiative. Nut­
zen wir die letzten Stunden bis dahin 
weise. Reden wir weniger über Zahlen 
und mehr über echte Freiheit und sor­
gen dafür, dass jedes Abstimmungs­
couvert in unserem Umfeld mit einem 
freiheitlichen JA zur BGI noch den 
Weg in die Urne findet. 

Michael Trachsel
Kampagnenleiter BGI 
Kanton Zürich
Feuerthalen

«Im Namen Gottes stehen wir hier und reichen einander die Hände. Ein Wille, ein Ziel einigt uns:  
Frei wollen wir sein.»� Bild: Wikimedia Commons / PD
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BERICHT 3. WOCHE HERBSTSESSION

Klimademo und Abfallberge
Beherrscht wurde der Beginn der dritten Woche durch die Klimademo. Die angestrebte Medienaufmerksamkeit 
erlangten die Aktivisten respektive Systemveränderer mit ihrer illegalen Demonstration. Der Stadtpräsident von Bern 
kommentierte die Kritik mit einem süffisanten Lächeln. 

Die Störenfriede haben den Bundes­
platz und die Strasse komplett blo­
ckiert, ihre Zelte aufgebaut. Wasser und 
Stromanschlüsse wurden ihnen von 
weiss ich wem zur Verfügung gestellt. 
Für die Marktfahrer, welche wohlver­
standen für alles bezahlen, haben sie 
am Dienstagmorgen ein paar Zelte 
weggeräumt, wie grosszügig. Über die 
entgangenen Geschäfte der Marktfah­
rer mit lokalen Produkten, welche in 
der Region produziert und verkauft 
werden können, scherten sie sich kei­
nen Deut. Offenbar gilt der Rechtsstaat 
nicht für alle gleich. Das ging unserer 
Fraktion zu weit. Der Ordnungsantrag 
vom Montag, den Platz bis am Diens­
tagmorgen vollständig zu räumen, wur­
de angenommen. Beim Antrag Friedli 
am Dienstag, gegen die Stadt Bern eine 
Anzeige zu erstatten, schwenkten aber 
schon einige FDPler um, sodass er lei­
der nicht zustande kam. Es stellte sich 
heraus, dass die Aktion professionell 
geplant und begleitet wurde. Die Draht­
zieher dahinter, NGOs wie z.B. Green­
peace, profitieren von finanzieller Un­
terstützung des Bundes. 

Weiterentwicklung des Schengen- 
Besitzstands, Schengener 
Informationssystem (SIS)
Die Verordnungen sollen dank dem SIS 
eine gemeinsame Praxis gewährleisten 

sowie die Sicherheit und die Bekämp­
fung des illegalen Aufenthaltes in den 
Schengen-Staaten sicherstellen. Mit die­
ser Vorlage geht eine Anpassung des 
Bundesgesetzes über das Informations­
system für den Ausländer- und Asylbe­
reich einher. Bei der Schlussabstim­
mung hat die SP gepokert. Mit 49 Ent­
haltungen verfehlten sie ihr Ziel, eine 
Annahme. 

Eigentlich wollten sie nur ihren Un­
mut über einen Artikel zum Ausdruck 
bringen. Ein Raunen ging durch den 
Saal und die Überraschung war gross 
als sie merkten, dass sie mit ihrer Tak­
tik die SVP unterstützt haben. 

Richterwahlen
Die Gesamterneuerungswahlen der 
Bundesrichter, eines Bundesanwaltes 
und der Aufsichtsbehörde über die 
Bundesanwaltschaft standen am Mitt­
woch auf der Traktandenliste. Wegen 
der ‹Befreiung› des Bundesplatzes von 
Demonstranten und gehörigen Men­
gen Abfalls, mussten alle den Hinter­
eingang benützen. Unsere verweigerte 
Unterstützung von Yves Donzallaz warf 
im Vorfeld ziemlich Staub auf. Die 
Linke und CVP übten Kritik an der Ent­
scheidung unserer Fraktion. Eigenarti­
gerweise kritisierten sie genau dies, 
was sie umgekehrt Präsident Trump 
vorwerfen. Dabei merken sie nicht, dass 
halt jeder Mensch seine Gesinnung hat, 
auch die Richter, und sie dies nur dort 
verurteilen, wo es in ihnen in den 
Kram passt. 

Armeevorlagen
Die Armeebotschaft umfasst insgesamt 
fünf Vorlagen: Den Zahlungsrahmen 

der Armee 2021–2024 von 21,1 Milliar­
den, das Rüstungsprogramm 2020 von 
1,354 Milliarden, Verpflichtungskredi­
te Armeematerial 2020 von 837 Millio­
nen, Ausserdienststellung Fliegerab­
wehrsystem Rapier und das Immobili­
enprogramm VBS 2020 von 489 Millio­
nen. Mit den Verpflichtungskrediten 
soll einerseits die Führungsfähigkeit 
wie eine krisenfeste Telekommunika­
tion verbessert werden. Daneben geht 
es auch um eine Modernisierung der 
Bodentruppen, insbesondere bei der 
Katastrophenhilfe und den Schützen­
panzern. Ebenfalls soll die Anzahl Im­
mobilienstandorte weiter reduziert wer­
den. Den Grünen ist das zu viel. Sie 
mahnten uns, bei den Entscheidungen 
die Sorgen der demonstrierenden Kli­
majugend vor dem Bundeshaus zu be­
rücksichtigen. Sie und die SP stellten 
zwei Rückweisungsanträge. Diese wur­
den zwar abgelehnt, fanden aber im­

merhin bei über 60 Parlamentariern 
Zustimmung. 

Parlamentarische Initiativen 
In Ihrem Vorstoss fordert Ursula Schnei­
der Schüttel (SP) griffige Massnahmen 
in der Verminderung zum Reifenab­
rieb, weil dies die grösste Quelle von 
Mikroplastik sei. Das Parlament befür­
wortete, dass diesem Vorstoss Folge ge­
leistet wird. Während unsere Fraktion 
dagegen war, war die FDP als freiheits­
liebende Partei erstaunlicherweise da­
für. Fragt sich nur, wie die Befürworter 
den Reifenabrieb vermindern wollen. 
Wird dies eine Hintertür zu einem Be­
nützungszwang des ÖV, sprich Schie­
ne sein? Was machen wir mit dem Soh­
lenabrieb unserer Schuhe, wenn wir 
gezwungen werden, zu Fuss zu gehen? 

Irene Kälin (Grüne) möchte mit ih­
rem Vorstoss erreichen, dass bei allen 
neuen Gesetzen eine CO2-Bilanz ausge­
wiesen wird. Hier soll wohl ein neues 
Regulatorium, eine zusätzliche Büro­
kratie und weitere Bundesstellen ge­
schaffen werden. Ohje …

Die Linken haben 2017 die not-

wendigen Unterschriften für ihre 

Initiative «Für mehr Transpa-

renz in der Politikfinanzierung» 

eingereicht. Sie soll die Parteien 

zwingen, ihre Rechnungen und 

die Herkunft aller Spenden über 

10 000 Franken offenzulegen. Dies 

gälte auch für Personen und Ko-

mitees, die eine politische Kampa-

gne von mehr als 100 000 Franken 

führen. Der Bundesrat beantragte 

die Ablehnung. Doch die Stände-

räte arbeiteten einen Gegenvor-

schlag aus. Im Wissen, dass ihre 

Wahlkämpfe nicht transparent 

werden, weil sie eine kantonale 

Angelegenheit sind.

Die «Transparenz-Initiative» ist 

ein Angriff auf die Privatsphäre 

unserer Bürger und auf die vom 

Staat unabhängigen, vereinsrecht-

lichen Parteien. Die Beiträge an 

Parteien und Abstimmungskomi-

tees würden zusammenbrechen, 

an ihre Stelle träte die staatliche 

Parteienfinanzierung. Es sei denn, 

die findigen Spender sind schlau 

genug, ihre Beiträge zu stückeln 

oder Dritte zwischenzuschalten. 

Obendrein würde sich die Unsitte 

noch weiter ausbreiten, dass sich 

Krankenkassen, Swisslife, Schwei-

zerische Mobiliar, Baloîse und Ge-

werkschaften direkt ihre Parla-

mentssöldner halten. 

Eigentlich wollte der Stände-

rat, dass schon die Finanzierung 

von Unterschriftensammlungen 

für Initiativen und Referenden ab 

250 000 Franken offengelegt wer-

den muss. Der Bundesrat lehnte 

dies ab. Und siehe, im Parlament 

kam’s zum Wunder von Bern: Die 

linken Transparenzfanatiker folg-

ten der Regierung und stellten 

keinen Gegenantrag. Sie wollen 

also, dass bezahlte Unterschriften-

sammlungen weiter intransparent 

bleiben – selbst wenn die Spender 

eine Viertelmillion und mehr auf-

werfen.

Warum? Ohne die üppig sprudeln-

den Gewerkschaftskassen bräch-

ten die SP und die Jusos keine 

einzige Volksinitiative, kein einzi-

ges Referendum zustande. Genau 

diese Millionen und ihre Her-

kunft wollen die roten Transpa-

renzschwätzer geheim halten. Die 

Gewerkschaften ihrerseits besit-

zen den Zaster dank flankieren-

den Massnahmen, Gesamtarbeits-

verträgen und Zwangsabgaben 

der Arbeitgeber. Ihre Transparenz 

endet da, wo sie selber betrof-

fen sind. Wenn Linke behaupten, 

sie legt alle Karten offen auf den 

Tisch, sollten wir sie unverzüglich 

nachzählen. 

Transparenz von  
Fall zu Fall

Therese Schläpfer
Nationalrätin SVP
Hagenbuch

JA ZUR BEGRENZUNGSINITIATIVE

Statt mehr Wohlstand 10 Lohnprozente für arbeitslose Ausländer
Im Juli 2020 zählte man in der Schweiz 148 870 Arbeitslose, wovon 67 276 bzw. 45,2% Ausländer. Dieser hohe 
Ausländeranteil an den Arbeitslosen ist nicht neu. Die Arbeitslosenrate der Ausländer in der Schweiz liegt schon seit 
vielen Jahren rund doppelt bis fast dreimal so hoch wie jene der Einheimischen. 

Anders ausgedrückt, seit Einführung 
der Personenfreizügigkeit war jeder 
18. Ausländer arbeitslos, während in 
der gleichen Zeit nur jeder 45. Schwei­
zer ohne Job war. 

In vier Kantonen stellen die Auslän­
der bereits die Mehrheit der Arbeitslo­
sen. 

Der Anteil der ausländischen Arbeits­
losen ist seit 2005 von 41,1% auf 47,2% 
(2019) deutlich angestiegen.

Zu hohe Arbeitslosenrate  
bei den Ausländern
Wenn die Ausländer seit Beginn der 
Personenfreizügigkeit im Jahre 2002 
die gleiche Arbeitslosenrate verzeich­
net hätten wie die Schweizer, hätte un­
sere Arbeitslosenkasse rund CHF 21 
Mrd. weniger an Sozialleistungen aus­
richten müssen. Unsere Arbeitslosen­
kasse wurde anlässlich der Revision 
von 2009 bekanntlich auf 120 000 Ar­
beitslose ausgelegt, was etwa einer Ar­
beitslosenquote von 2,6% entspricht. 
Solange die Arbeitslosigkeit unter die­
ser Marke liegt, schliesst die Kasse mit 
einem zumindest ausgeglichenen Er­
gebnis ab. Liegt sie hingegen darüber, 
so fallen Defizite an. Seit Beginn der 
Personenfreizügigkeit lag die Arbeits­
losenrate der Schweizer nie über der 
Schmerzgrenze, jene der Ausländer 
hingegen immer bei durchschnittlich 
5,5%. Deshalb fielen derart hohe Defi­

zite an, dass die ALV saniert werden 
musste. 

Beitragserhöhungen unumgänglich
Der bis 2010 auf CHF 6,3 Mrd. ange­
wachsene Schuldenberg wurde in den 
letzten 10 Jahren mit einem Solidari­
tätszuschlag von 1% Lohnprozent des 
besserverdienenden Mittelstandes (für 
mittlere und höhere Einkommen ab 
CHF 148 200 Einkommen nach oben 
unbegrenzt) abgetragen. Anfang 2020 
war die Sanierung mit einem wieder 
positiven Kapitalstock von CHF 1,8 
Mrd. praktisch abgeschlossen, doch 
nun wird die Corona-Krise die Arbeits­
losigkeit wohl wieder auf ein Niveau 
treiben, das eine Abschaffung des Soli­
daritätszuschlages in weite Ferne rü­
cken lässt und sogar weitere Beitrags­
erhöhungen erfordern könnte. Fällt 
unsere Arbeitslosenversicherung bis 
Ende 2020 mit über CHF 8 Mrd. ins 
Minus, müssten 2021 die Lohnbeiträge 
gemäss Bundesrat um bis zu 0,3 Pro­
zentpunkte erhöht werden. So sieht es 
ihre Schuldenbremse vor. Regierung 
und Parlament wollen dies jedoch ver­
meiden. Deshalb schlägt der Bundes­
rat vor, zur Finanzierung der Kurzar­
beitsentschädigung vorerst einmal CHF 
14,1 Mrd. in die Arbeitslosenversiche­
rung zu pumpen. 

Ein Lohnprozent Solidaritätszuschlag 
erscheint auf den ersten Blick tragbar, 
aber diese Sonderbelastung unseres 
Mittelstandes summiert sich nun be­
reits auf satte 10 Lohnprozente. Viele 
Betroffene hätten dieses Geld wohl lie­
ber für eine schöne Ferienreise oder 
andere Annehmlichkeiten statt zur Fi­
nanzierung der hohen Ausländer-Ar­
beitslosigkeit ausgegeben. Der Wirt­

schaft wurde massiv Kaufkraft entzo­
gen. Das Wirtschaftswachstum wurde 
durch die Sanierungsabgaben seit 2006 
um rund 0,25% pro Jahr gedrückt. 

Keine Rückkehr in die Heimat
Die Schweiz hatte auch früher schon 
Wirtschaftskrisen mit hoher Arbeits­
losigkeit zu bewältigen, beispielsweise 
den Einbruch der Bauwirtschaft im 
Zuge der ersten Erdölkrise (1973/74). 
Durch die Rückkehr von 144 000 Saiso­
niers in ihre Heimatländer wurde die 
damalige Rezession noch vertieft. Die­
se stellten damals immerhin rund 2,3% 
der Konsumenten dar. Mit ein Grund 
für die Rückkehr war die teils fehlende 
Arbeitslosenversicherung. Diese wur­
de in der Zwischenzeit regelmässig 

ausgebaut. Deshalb werden die heute 
in der Schweiz ansässigen Ausländer bei 
der wegen der Corona-Pandemie erwar­
teten Wirtschaftskrise nicht in ihre 
Herkunftsländer zurückkehren, zumal 
auch diese von der Pandemie betroffen 
sind. Die Arbeitslosigkeit wird deshalb 
wohl deutlich ansteigen, denn ein be­
deutender Teil der heutigen Kurzar­
beit wird wohl in Entlassungen enden. 

Eine Ablehnung der Begrenzungs-
Initiative könnte sich deshalb als poli­
tischer Bumerang erweisen. Denn ei­
nes ist klar: Sollten die Beiträge an die 
Arbeitslosenversicherung weiter an­
steigen, so ist dies vor allem auf den 
hohen Anteil arbeitsloser Ausländer zu­
rückzuführen. Aber einige Stimmbür­
ger und Stimmbürgerinnen werden 
die Nachteile der Personenfreizügig­
keit wohl erst begreifen, wenn es in 
noch grösserem Ausmass ans eigene 
Portemonnaie geht. 

Christoph  
Mörgeli

Hans Kaufmann
Alt Nationalrat
Wettswil

Martin Haab, Manuel Strupler & Esther Friedli
Blicken Sie mit den Nationalräten zurück auf die Herbstsession.  
Schwerpunktthemen sind das AP22+, Covid-19-Gesetz, CO2-Gesetz  
sowie die Konzernverantwortungsinitiative.

Verkehrssicherheitszentrum, Dufourstrasse 76, 8570 Weinfelden
Anmeldung erwünscht: info@manuel-strupler.ch

2. Oktober 2020, 19.30 Uhr
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Getränke & Würste

ist gesorgt!

Die Klimaaktivisten haben einen riesigen Abfallberg hinterlassen.  
Die Entsorgung bezahlen die Steuerzahler.� Bild: Hannes Germann, Schaffhausen
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AUS DEM KANTONSRAT

Abnahme von Jahresberichten und Corona-Themen
An diesem Montag wurden im Kantonsrat verschiedene Jahresberichte abgenommen: Unter anderem der 
Tätigkeitsbericht des Ombudsmannes über das Jahr 2019. Ausserdem wurde der Tätigkeitsbericht des Daten­
schutzbeauftragten evaluiert, wobei die Datenschutzbeauftragte Frau Dominika Blonski anwesend war. 

Ein längeres Thema war ausserdem der 
Jahresbericht des Universitätsspitals 
Zürich und der Bericht über die Um­
setzung der Eigentümerstrategie für 
das Jahr 2019. In der Kantonsratsde­
batte zum Universitätsspital ging es 
nicht nur um gewisse fehlbare Klinik­
direktoren. 

Auch das verfehlte Leistungsziel war 
Thema der Debatte. Eine lückenlose 
Aufklärung der Vorwürfe an die Kli­
nikdirektoren wurde gefordert, was si­
cherlich sinnvoll ist. 

Sonja Gehrig der GLP forderte aus­
serdem in einer Anfrage, dass im Kan­
ton auf die Möglichkeiten von Whist­
leblowing aufmerksam gemacht würde 
und alle Informationen hierzu leicht 
auffindbar seien. Missstände müssen 
gemeldet werden. 

Dies sei wichtig und laufe bereits 
gut; hierfür sei nach wie vor die Om­
budsstelle die richtige Meldestelle, wie 
auch unser Ombudsmann Jürg Trach­
sel gut darstellte. 

Die Homepage der Ombudsstelle 
werde zukünftig alle Ausführungen zu 
Whistleblowing einfacher darstellen, 
damit alle Informationen leicht auf­
findbar sind. 

Corona-Themen
Ausserdem war Corona wieder Thema 
im Rat. Wir behandelten die dringli­

che Interpellation von FDP, GLP, EVP 
und Grünen zum Thema «Tracing oder 
Virus, wer hat die Nase vorn?» Hierbei 
wurde diskutiert, wie lange die Pro­
zessschritte nach dem Testen bis zum 
Erhalt der Resultate dauern würden, 
und das Thema von Schnelltests wur­
de diskutiert. 

Regierungsrätin Natalie Rickli resü­
mierte, dass diese Prozesse gut und 
schnell laufen und dass die Personen 
mit Symptomen sich vor allem auch 
schneller testen lassen müssen. Vor al­

lem Letzteres könne noch verbessert 
werden. Eine weitere Interpellation der 
SP zum Thema Corona brachte eben­
falls nicht viel Neues. Hierbei ging es 
um den Umgang des Kantons Zürich 
mit der besonderen Lage. Hier wollte 
u.a. Rosmarie Joss wissen, wie die Kan­
tone sicherstellten, dass geeignete kan­
tonale und regionale Massnahmen er­
lassen würden. 

Die Regierung legte alle derzeitigen 
Massnahmen dar, Abstand halten, Hand­
hygiene, wo erforderlich Schutzmas­

ken, Versammlungseinschränkungen, 
Quarantäne etc. Das Versammlungs­
verbot habe in der Vergangenheit si­
cher eine gute Wirkung gezeigt. Auch 
wurde dargelegt, dass Kinder sehr sel­
ten vom Virus betroffen sind und es in 
den Krippen, Kindergärten und Schu­
len nur sehr selten zu Ansteckungen 

kam. Kinder sollten möglichst normal 
aufwachsen können. 

Schliesslich war bereits die Mittags­
pause, und die meisten Ratsmitglieder 
nahmen am gesellschaftlichen Anlass 
des Kantonsrates teil, wobei auch un­
ser Ratspräsident Roman Schmid ge­
feiert wurde. 

EINE WÜRDIGE FEIER IN OPFIKON

Roman Schmid ist Kantonsratspräsident
Für eine herzliche Gratulation zur Wahl sind wir (corona-bedingt) zu spät – das haben wir im kleinen Kreise 
bereits getan. Umso mehr freuen wir uns aber, dass unser Kantonsratspräsident, der bald gegen Ende der ersten 
Halbzeit ist, mit seiner eloquenten, seriösen und sachlichen Art den Ratsbetrieb bisher perfekt gespielt hat. 

Auf der Ersatzbank sitzen zwei mit Grün 
in der Parteifarbe. Doch wir alle wis­
sen, dass eigentlich nur der Präsident 
einen wahren grünen Daumen hat.

Besonders stolz sind wir, dass mit 
Roman Schmid nicht nur das Gewerbe, 

sondern auch die jüngere Generation 
im Kantonsrat wieder einmal mehr 
Präsenz bekommt. Dass ausgerechnet 
die SVP einen der jüngsten Kantons­
ratspräsidenten stellt, zeigt, wie dyna­
misch und volksnah wir sind. Hoffent­
lich gibt das den anderen Fraktionen 
auch Gelegenheit für Nachahmung.

Langjährige politische Erfahrung
Man muss ja schon fast bis Alfred 
Escher zurückblättern, um einen jün­
geren Kantonsratspräsident zu finden. 
Der heutige Bundesrat Ueli Maurer war 

nur unwesentlich älter, als er 1990/91 
den Rat präsidierte. Wer weiss also, 
was Roman noch für eine Politkarriere 
vor sich hat. Erfahrung bringt er je­
denfalls bereits viel mit. Bereits mit 22 
Jahren wurde er in die Legislative von 
Opfikon gewählt. Da musste er bereits 
als Vizepräsident im Herbst 2010 den 
Ratsbetrieb übernehmen, da der dama­
lige Präsident gesundheitshalber aus­
gefallen war. 2011 – frisch gewählt in 
den Kantonsrat – übernahm er gleich­
zeitig mit 27 Jahren für ein Jahr das 
Präsidium im Gemeinderat. Lange war 
Roman als Fraktionspräsident in der 
Opfiker IFK. Mit seiner ruhigen und 
gewissenhaften Art wurde er auch 
dort in der Fraktion sehr geschätzt. Er 
findet immer passende und konsensfä­
hige Worte und hat ein grosses lokal­
politisches Wissen. Als Ur-Opfiker ist 
er über die Geschehnisse im Dorf und 
in der Gemeinde informiert und wir 
können verstehen, wenn er künftig in 
der Lokalpolitik vermisst wird. Sein 
Engagement im Unihockey Club, im 
Party Union Opfikon, im Dorfverein 
und im OK-Bundesfeier zeigt eindrück­
lich seine Bereitschaft, Eigeninitiative 
und Verantwortung zu übernehmen. 

Sportlich und vielseitig  
interessiert
Wer Roman kennt, weiss, dass er auch 
noch andere Fähigkeiten hat. So müs­
sen seine Weihnachtsguetsli und vor 
allem seine Zimtsterne legendär sein. 
Auch Skifahren gehört dazu. So ist er 
im Winter oftmals in Obersaxen anzu­
treffen oder seit Neuestem  – und da 
zeigt sich einmal für Insider seine Kon­
sensbereitschaft – auch in Savognin. Die 
SVP-Fraktion freut es besonders, dass 

der Kanton Zürich genau in seinem 
Präsidialjahr das Parlamentarierskiren­
nen in den Flumserbergen durchfüh­
ren wird, hat doch Roman bereits 
mehrmals erfolgreich teilgenommen 
und die Zürcher Delegation angeführt.

Wer Roman noch näher kennt, weiss 
auch über seine Leidenschaft für Tech­
nik und Landwirtschaft Bescheid. Sei­
ne Verwurzelung mit der Scholle zeigt 
sich hier nicht nur in seinem Beruf. 
Romantisch für Roman ist nicht nur 
das Bett im Kornfeld, nein: Faszination 
pur ist für ihn der Mähdrescher im 
Kornfeld. 

Politisch äusserst engagiert
Das Feuer entfachen möchte er bei uns 
Politikern hat Roman an seiner An­
trittsrede gesagt. 

Dazu ein Gedicht vom Bauerndich­
ter Alfred Huggenberger:

Z’Bern obe, i der Bundesschüür
Z’Bern obe, i der Bundesschüür wird 
g’schafft und g’schanzet,

’s git mängmol Füür; 
Und wil die Schriberei meistes pressiert, 
sind ziemli vill Fräulein angaschiert. 
E so e Mamsell, wie’s halt cha goh, 
hät jüngst echli z’taufe-n-übercho. 
Dä Fall hät natürli z’rede g’gäh, 
au de Bundesweibel loht sich vernäh; 
Er sait: «Jez hä’mers doch entli ’breicht, 
zum e r s t e Mol hät me das erreicht: 
Es isch z’Bern – dem Täter g’hörti en Orde – 
I nün Monete öppis fertig worde, 
Und we’mer’s richtig betrachte wänd: 
Es hät derzue no Füess und Händ.»
Mit Roman an der Spitze lässt sich dieses 
Gedicht unmöglich auf Zürich adaptieren. 
Mit ihm hat natürlich auch die Politik 
«Händ und Füess ...».

Mit Roman an der Spitze lässt sich die­
ses Gedicht unmöglich auf Zürich adap­
tieren. 

Mit ihm hat natürlich auch die Poli­
tik «Händ und Füess ...».

 
Roman Schmid wünschen wir weiter­
hin viel Freude in seinem Amtsjahr! 

KOMMENTAR ZUR RATSSITZUNG

Vorwürfe an die Landwirtschaft

Die pauschalen Anschuldigungen und me­
dialen Vorwürfe an die Landwirtschaft 
von letzter Woche entbehren jeglicher 
Sachlichkeit. Selbstverständlich sind wis­
senschaftliche Abklärung, die dem er­
höhten Auftreten von Krebserkrankun­
gen auf den Grund gehen, sehr zu begrüs­
sen. Jedoch unverständlich ist die Tatsa­
che, dass aktuelle Medienberichte – ohne 
gesicherte Daten – Vermutungen in den 
Raum stellen, dass die Landwirtschaft 
dafür verantwortlich ist. Der Eindruck, 
dass die Medien gegenwärtig die Land­
wirtschaft für alles Mögliche und Un­
mögliche an den Pranger stellen, ist real.

Dazu ein paar Facts und Figures:
–	� Jeder von uns konsumiert täglich Res­

sourcen, alleine schon durch seine Exis­
tenz. 320 000 neue Ressourcen-Vernich­
ter sind im Kanton Zürich in den letz­
ten 20 Jahren dazugekommen. 

–	� Daher ist es erstaunlich, dass unser 
Trink- und Grundwasser so sauber ist: 
Die gefundenen Abbauprodukte von 
Chlorothalonil (die sogenannten Me­
taboliten) würden erst bei einer tägli­
chen Aufnahme von über 100 Liter 
Wasser pro Person toxisch gelten. 

–	� Sogar in Evian-Wasser wurde ein Ab­
bauprodukt von Chlorothalonil nach­
gewiesen.

–	� Dank der Zusammenarbeit von Wissen­
schaft, Forschung und Landwirtschaft 
haben wir fruchtbare Böden und kön­
nen die Produktion trotz Abnahme der 
Fläche und enormem Bevölkerungs­
wachstum aufrechterhalten. 

–	� Zudem wollen die Konsumenten fri­
sche, gesunde und qualitativ hochste­
hende Lebensmittel zu erschwinglichen 
Preisen kaufen.
 

Die zugelassenen Mittel wurden jahre­
lang von den Behörden als unbedenklich 
eingestuft, die gleiche Amtsstelle über­
nimmt nun keine Verantwortung, son­
dern wirft die Landwirtschaft den Medi­
en zum Frass vor.

Aussagen, dass ohne Pflanzenschutz­
mittel gleichviel oder noch mehr wachsen 
würde, entlarven die Schreibtischtäter 
unweigerlich. 

Die Herausforderung, der Welt Sorge 
zu tragen, wird mit dem Abwürgen der 
Landwirtschaft und Verboten in der 
Schweiz nicht gelöst. 

Die steigende Welt-Bevölkerung kann 
nur mit moderner Landwirtschaft er­
nährt werden. Und dazu gehört Pflan­
zenschutz. Für jede Hektare Extensivie­
rung in der Schweiz werden in Brasilien 
3 ha Regenwald abgebrannt. Ist das mass­
lose Importieren von Pestiziden unsere 
Zukunft? Lieber nicht.

 

Sandra Bossert
Kantonsrätin SVP
Wädenswil

Nina Fehr Düsel
Kantonsrätin SVP
Küsnacht

Roman Schmid bei seiner Rede an der Feier im Schluefweg, Kloten.  
Neben ihm der Standesweibel, Peter Sturzenegger.

Martin Hübscher
Fraktionspräsident
Bertschikon

Der Ombudsmann ist die Anlaufstelle bei einem Verdacht auf unrechtmässiges 
Verhalten einer kantonalen oder Gemeindestelle. Er prüft das vorgebrachte 
Anliegen, interveniert bei Konflikten und unterstützt die Beteiligten beim  
Finden einer fairen Lösung.� Bild: unsplash.com

Roman Schmid begrüsst die Gäste in seiner Heimatgemeinde Opfikon.

Der Zürcher Bote  |  Nr. 39  |  Freitag, 25. September 2020 KANTON ZÜRICH    3  



PODIUM IN WETZIKON

Begrenzungsinitiative: Abstimmung  
vom 27. September 2020
Am vergangenen Freitag hat die SVP Wetzikon im hiesigen Kronensaal ein kontradiktorisches Podium  
zum Thema Begrenzungsinitiative organisiert. 

An der Veranstaltung hätten National­
rätin Meret Schneider und Nationalrat 
Roger Köppel teilnehmen sollen. Nach­
dem Frau Schneider drei Stunden vor 
Veranstaltungsbeginn überraschend 
ihre Teilnahme per WhatsApp absagte 
und keine Ersatzvorschläge machte, 
ist es der SVP unter grösster Hektik 
und Anstrengung gelungen, mit Kan­

tonsrat Thomas Forrer, Bezirkspräsi­
dent Meilen und Fraktionspräsident 
Grüne Partei, einen ausgesprochen so­
liden und eloquenten Politiker zu ge­
winnen. Thomas Forrer hat sich sehr 
flexibel und spontan zur Verfügung 
gestellt und so zu einem doch noch er­
folgreichen Abend massgeblich beige­
tragen.

Der Saal war mit mehr als 70 Besu­
chern gut ausgelastet und die Veran­
staltung seit März 2020 der erste, öf­
fentliche Anlass. Ein BAG-konformes 
Covid-19-Schutzkonzept konnte prob­
lemlos umgesetzt werden. Der Mode­
rator, Christian Brändli, hat die Ge­
sprächsrunde professionell geführt und 
auch mal die Leine länger gelassen, 
wenn sich die beiden Politiker mit län­
geren Antworten erklärt haben. 

In der anschliessenden Fragerunde 
zeigte sich, dass Interessierte aus al­
len politischen Lagern den Weg nach 
Wetzikon gefunden hatten. Das Inter­
esse und die Beteiligung des Publikums 
waren so ausgeprägt, dass leider nicht 
ganz alle Fragen beantwortet werden 
konnten. 

Beim anschliessenden Apéro, offe­
riert von der SVP Wetzikon, gab es 
aber weitere Gelegenheiten zu politi­
schem und persönlichem Dialog. Ins­
gesamt war es ein gelungener Anlass, 
bei welchem neben der politischen Mei­
nungsbildung auch der gesellige Aus­
tausch nicht zu kurz kam.

Rolf Müri, Gemeinderat,  
Wetzikon

V.l.n.r. Thomas Forrer, Grüne, Moderator Christian Brändli und Nationalrat  
Roger Köppel.

SVP AESCH UNTER NEUER LEITUNG

Neuer Präsident und Erneuerung 
Vorstand
svp. An der ordentlichen Generalver­
sammlung der SVP Aesch wurden Mar­
kus Mörgeli (28, dipl. Landwirt mit 
Zweitausbildung Obstfachmann), Fla­
vio Friedrich (26, dipl. Sanitärmeister, 
Friedrich Gebäudetechnik GmbH) und 
Patrick Mörgeli (27, Anlage- und Appa­
ratebauer) neu in den Vorstand ge­
wählt. Als Präsident wurde neu Mario 
Bonato (27) bestimmt und im Vorstand 
bestätigt wurde Ursula Gysel (58). Die 
abtretenden Vorstandsmitglieder Mike 
Burri (Präsident), Rolf Suter (Plakatver­
antwortlicher) und Catherine Burri 
(Kassier) wurden gewürdigt und mit 

einem Abschiedsgeschenk herzlich ver­
dankt. 

Wesentlich war ferner das Traktan­
dum zur Parolenfassung betreffend 
Initiative Aufhebung Sekundarschul­
pflege Birmensdorf–Aesch. Aufgrund 
des Verlustes der Mitsprache bei dieser 
Kreisgemeinde fasste die Versammlung 
die Nein-Parolen und es erging der 
Aufruf, dringlichst als Aescherinnen 
und Aescher an dieser wichtigen Ab­
stimmung teilzunehmen. Für die vie­
len anderen Abstimmungsvorlagen vom 
27. September gelten die Parolen der 
SVP Kanton Zürich.

V.l.n.r. Markus Mörgeli (neu), Flavio Friedrich (neu), Mario Bonato (Präsident), 
Patrick Mörgeli (neu), Ursula Gysel (bisher).

UNTERSCHRIFTENSAMMLUNG NEIN ZUR ENTLASSUNGS-RENTE

Vollbepackt mit Referendumsbögen und BGI-Sitzkissen 
machte sich die SVP Egg auf den Weg nach Dübendorf

Nach einigen erfolglosen Versuchen, in 
der Gemeinde Egg eine Bewilligung für 
eine Standaktion zu erhalten, konnte 
kurzfristig in der Stadt Dübendorf eine 
Bewilligung eingeholt werden. Die SVP 
Egg sammelte fleissig Unterschriften 
für das Referendum gegen die Entlas­
sungsrente. Es gab viele spannende Ge­
spräche und konstruktive Diskussio­
nen mit der Dübendorfer Bevölkerung. 
Trotz der kurzen Dauer der Standakti­
on konnte diese als absoluten Erfolg 
verbucht werden: Das Referendum traf 
auf viel Befürwortung, zahlreiche Un­
terschriften konnten eingeholt werden. 

Wir nähern uns nun dem Ende der 
Referendumsfrist und es sind noch ei­
nige Unterschriften zu sammeln. Wir 
möchten auch Sie anspornen, weiter 
für das Referendum zu kämpfen. 

Robin Ingold, Kaufmann in Ausbildung   
SVP Kanton Zürich

V.l.n.r. Sophie Schleussner, Egg, Bezirkspräsident Tobias Infortuna, Egg,  
Robin Ingold, Egg.

LESERBRIEF

Darf sich der linke Mob alles erlauben? 
(Zur Berichterstattung über die Klima-
Demo auf dem Bundesplatz in Bern) 

 
Illegale Klima-Demo direkt vor der 
dem Bundeshaus in Bern  – während 
der laufenden Parlamentswoche: Hun­
derte Menschen besetzen den Bundes­
platz, halten Marktstandbetreiber von 
ihrer Arbeit und ihrem Verdienst ab, 
pöbeln Passanten und Politiker an, blo­
ckieren Verkehrswege und Rettungs­
gassen. 

Und was passiert  – nichts! Medial 
werden die sogenannten «Klima-Akti­
visten», Jugendliche, welche noch nie 
wirklich gearbeitet und somit wohl 
auch je kaum Steuern bezahlt haben, 
von unseren linksversifften Staats- und 
Monopolmedien noch gar als mutige 
Helden inszeniert. Politische Unterstüt­
zung erhalten sie – wenn wunderts – 
von der links-grünen Berner Stadtre­
gierung. 

Die Rede war vom «Dialog suchen», 
ehe man weitere Massnahmen einlei­
ten werde. Wie bitte? Offenbar darf 
sich der linke Mob alles erlauben? Dies 

obschon politische Kundgebungen auf 
dem Bundesplatz grundsätzlich verbo­
ten sind und ach ja: Kein Wort zu «Co­
rona» und deren Schutzmassnahmen! 

Szenenwechsel: Am vergangenen 
Samstag versammelten sich ebenfalls 
einige hundert Personen zu einer  – 
wohlgemerkt  – legalen Kundgebung 
beim Turbinenplatz in Zürich, gegen 
die vom Bund verordneten Corona-Not­
massnahmen. Ein bewilligter Anlass, 
zeitlich festgelegt von 13.00 – 17.00 Uhr. 
Dennoch griffen die dutzendfach an­
wesenden Ordnungskräfte kurz nach 
16.00  Uhr ein, nahmen Personalien 
von Teilnehmern auf, verhängten Ord­
nungsbussen in der Höhe von mehre­
ren hundert Franken und verwiesen 
einzelne Leute gar vom Platz! Ich be­
zeichne dies als staatliche Willkür, Be­
hördenmissbrauch und sehe darin ei­
nen klaren Bruch unserer Verfassung 
und unseres Rechtsstaats. Während 
Klima-Demonstranten im positiven 
Sinn als «Aktivisten» bezeichnet wer­
den, stigmatisiert man Corona-Demons­
tranten als «Skeptiker», «Leugner», 

«Spinner», «Chaoten» – ja gar als «rech­
te Verschwörungstheoretiker». Einfach 
nur dummes Zeug  – ganz nach dem 
Motto: «Waschen Sie sich die Hände, 
das Gehirn waschen wir!»  – danke, 
liebe Medien. Persönlich vor Ort konn­
te ich mir an zwei solcher Corona-
Kundgebungen selbst ein Bild ma­
chen. 

Eine breite Schicht von tiefbesorg­
ten Bürgern stand einzig und allein für 
unsere Rechte, unsere Verfassung und 
unsere Freiheit ein. Was bitte, soll 
daran falsch sein? 

Geht es in der Politik im Bezug zu 
den verordneten Corona-Massnahmen 
wirklich noch um Fakten oder hat un­
sere Regierung samt dem BAG und der 
Mehrheit des Bundesparlaments lang­
sam aber sicher Angst davor, dass 
mehr und mehr Bürger diesen völlig 
überzogenen «Notrecht-Irrsinn» kri­
tisch bis ablehnend hinterfragen? Oder 
wollen sie einfach nur ihr Gesicht wah­
ren? Gut möglich, dass sie aufgrund 
ihrer angeordneten Massnahmen, mit 
unabsehbaren wirtschaftlichen und 

sozialen Folgen, einfach nur die Hosen 
gestrichen voll haben? Das Volk be­
gehrt auf! 

Ich jedenfalls, wünsche mir noch 
mehr «Skeptiker», «Spinner», «Leug­
ner» und dergleichen, welche noch die 
Kraft und den Willen aufbringen, um 
für unsere Rechte und für unsere Frei­
heit zu kämpfen. 

Für was bitte, leben wir den sonst 
überhaut noch? Nur noch in vorge­
täuschter Angst und Panik – kurzum: 
In staatlich verordneter Knechtschaft? 
Ganz sicher nicht! Bleiben wir weiter­

hin wachsam gegen staatliche Willkür 
und Behördenmissbrauch. Nehmen Sie 
bitte Ihre Politiker und die Verant­
wortlichen in den Behörden direkt in 
die Pflicht. 

Halten Sie die Verfassung und unse­
re Freiheit hoch und kämpfen Sie für 
unsere Rechte. Noch sind wir (zumin­
dest auf dem Papier!) ein Rechtsstaat – 
schwören wir darauf! 

Bernhard Diethelm, SVP-Kantonsrat  
und bekennender «Corona-Skeptiker», 

Vorderthal SZ

ABSTIMMUNGSVORLAGEN UND UNTERSCHRIFTENSAMMLUNG

Standaktion in Oetwil am See
svp. Auch in Oetwil am See wurde am 
vergangenen Samstag eine Standak­
tion für die Begrenzungsinitiative und 
die weiteren Abstimmungsvorlagen 
durchgeführt. Zusätzlich wurden 

auch noch Unterschriften für die 
«Entlassungsrente» gesammelt und 
für die Ersatzwahlen in Gemeinderat 
(Georg Walder) und Schulpflege (My­
lène Leumann) geworben.

Die Einsatzkräfte Eugen Hunziker, Reto Streuli und Erich Schärer,  
nicht auf dem Bild ist Jris Wenger.

Der Zürcher Bote  |  Nr. 39  |  Freitag, 25. September 20204    AKTUELL



KANTONSRAT SEKTION NATIONALRAT

Nina Fehr Düsel
Küsnacht 
149 Unterschriften

Susanna Lisibach
Winterthur 
93 Unterschriften

Sandra Bossert
Wädenswil 
69 Unterschriften

Gemeinde Glattfelden
Soll erreicht 181,48 Prozent

Gemeinde Dürnten
Soll erreicht 157,14 Prozent

Gemeinde Fällanden
Soll erreicht 147,83 Prozent

Thomas Matter
Meilen
129 Unterschriften

Mauro Tuena
Zürich 
81 Unterschriften

Barbara Steinemann
Watt-Regensdorf 
250 Unterschriften

Therese Schläpfer
Hagenbuch
72 Unterschriften

Gregor Rutz
Zürich
60 Unterschriften

REFERENDUM ENTLASSUNGSRENTE – ES EILT!

Ranking Unterschriftensammlung
svp. Unsere Mandatsträger und einzel­
ne Sektionen waren sehr erfolgreich 
und haben zahlreiche Unterschriften 
abgeliefert. Die Lage ist ernst und die 
Zeit drängt! Um das Referendum gegen 

die Entlassungsrente zustande zu brin­
gen, braucht die SVP jetzt von uns al­
len einen letzten Einsatz! 

Die Frist läuft am 30. September 
ab! Helfen Sie mit und unterschreiben 

Sie noch heute! Unterschriftenbogen 
können heruntergeladen werden auf 
www.entlassungsrente-nein.ch. 

 
Vielen Dank für Ihre Unterstützung!

Christina Zurfluh Fraefel
Wädenswil
68 Unterschriften

Peter Schick
Zürich
43 Unterschriften

Tobias Weidmann
Hettlingen
43 Unterschriften

Claudio Schmid
Bülach
41 Unterschriften

Rochus J. Burtscher
Dietikon
34 Unterschriften

Urs Waser
Langnau am Albis
33 Unterschriften

Diego Bonato
Aesch
32 Unterschriften

Ulrich Pfister
Esslingen 
32 Unterschriften

Das Soll erreicht haben die folgenden 
Gemeinden:
Thalwil	 147,62 Prozent

Wetzikon ZH	 147,30 Prozent

Hagenbuch	 142,42 Prozent

Wald ZH	 141,79 Prozent

Winterthur	 139,30 Prozent

Zürich	 128,31 Prozent

Feuerthalen	 123,68 Prozent

Wädenswil	 122,68 Prozent

Uitikon	 117,95 Prozent

Henggart	 115,63 Prozent

Affoltern am Albis	 113,79 Prozent

Rüti ZH	 112,31 Prozent

Adliswil	 111,43 Prozent

Horgen	 111,11 Prozent

Oetwil a.d. Limmat	 106,00 Prozent

Zollikon	 103,77 Prozent

Rümlang	 103,28 Prozent

Oberrieden	 103,03 Prozent

Schwerzenbach	 100,00 Prozent

LESERBRIEF

Rotgrün treibt Stadtrat vor sich her
Der Dübendorfer Stadtrat betreibt schon 
seit geraumer Zeit rotgrüne Politik, ob­
wohl der Stadtrat kein Mitglied der SP 
oder der Grünen in seinen Reihen hat. 
Ob Umsetzung der Parkplatzverord­
nung, flächendeckende Einführung von 
Tempo 30 trotz negativen Volksentschei­
den und geplante Maximalbesteue­
rung bei der Umsetzung des Mehr­
wertausgleichsgesetzes, alles sind Ma­
ximalforderungen der rotgrünen Seite, 
welche der Stadtrat mit vorauseilen­
dem Gehorsam umsetzt. Und nun die 
vor zwei Wochen eingebrachte Forde­
rung der Grünen um Entzug des Sozia­
len von Stadträtin Jacqueline Hofer. 
Der rückgratschwache Stadtrat knickt 
sofort ein, obwohl er die Einsetzung 
einer Untersuchungskommission be­
kannt gegeben hat. Nun hat man den 
Stadtpräsidenten zur Übernahme der 
Sozialabteilung verknurrt. Was mich 
schockiert, ist die Freistellung des Lei­
ters Soziales. 25 Jahre hat dieser Mann 
unter drei Amtsinhabern der Sozialab­
teilung sehr gute Arbeit abgeliefert 
und nie zu Klagen Anlass gegeben. Seit 
das rotgrüne Bashing gegen das Sozial­
amt begonnen hat und man erfolg­
reich die Leiterin des Sozialamtes hin­
ausgemobbt hat, konzentrierten sich 

die linksgrünen Druckversuche auf 
ihn. Nun haben sie auch mit diesem 
Mobbing Erfolg gehabt. Was wir als 
nächstes zu erwarten haben ist die 
«Säuberung» der Sozialhilfeabteilung. 
Jeder, der keine sozialistisch ange­
hauchte Gesinnung hat, wird ausge­
wechselt werden, bis die rotgrüne 
Wohlfühlkuscheloase im Sozialamt ein­
gerichtet ist, von der die SP und die 
Grünen träumen. Zum Glück sind die 
meisten Fürsorgeabhängigen anstän­
dige und korrekte Leute. Doch die we­
nigen, die sich mit Einsprachen und 
Gang zum Ombudsmann den Anforde­
rungen und Auflagen des Amtes wi­
dersetzen, haben nun Aufwind. Und 
Dübendorf wird zum Hotspot des Kan­
tons für alle Unzufriedenen in der So­
zialhilfe, weil sich herumspricht, dass 
der Stadtrat harmoniesüchtig jeder 
Konfrontation aus dem Weg geht und 
alles durchgehen lässt. 

Die Auswirkungen der Führungs­
schwäche dieses Gremiums werden 
wir spätestens in zwei, drei Jahren bei 
der Rechnungslegung schmerzlich er­
fahren.

Orlando Wyss, Gemeinderat SVP 
Dübendorf

JUNGE SVPLER ORGANISIEREN EINEN ERFOLGREICHEN BGI-ANLASS

SVP Dietikon zeigt Flagge

Neue Idee, neue Art und trotzdem bür­
gernah. Auf dem Kirchplatz startete 
die SVP Dietikon am Freitag, 11. Sep­
tember, ab 15.00 Uhr mit einem Gross­
bildschirm, Bier und Wurst den konst­

ruktiven Gedankenaustausch zur Be­
grenzungsinitiative. Dieser interessan­
te und spannende Anlass wurde von 
unseren Jungen SVPlern Sandro Sträss­
le und Jennifer Fischer organisiert. 

Von Beginn weg waren immer rund 30 
Personen bis 21.00 Uhr anwesend. Dies 
ist ein guter, wenn nicht sehr guter Er­
folg der Organisatoren. 

Gefühlsmässig können wir festhal­
ten, dass das JA sehr viele Stimmen er­
halten wird, was die Gegner natürlich 
verängstigt. Wir sind auf das Resultat 
vom 27. September gespannt und emp­
fehlen ein klares JA. 

Viele Gäste aus Nah und Fern kamen 
mit Freude zum BGI-Anlass der SVP 
Dietikon. Dank der Open-Air-Veranstal­
tung wurden die BAG-Vorschriften in 
Bezug auf Corona eingehalten. Die Dis­
kussion mit den anwesenden Politi­
kern, z.B. SVP-Gemeinderätinnen und 
-gemeinderäte der SVP Dietikon, sowie 
Kantonsrat Rochus Burtscher zur BGI 
und zu den anderen anstehenden Ab­
stimmungen, wie der Beschaffung von 
neuen Kampfflugzeugen, Vaterschafts­
urlaub, Kinderdrittbetreuungskosten, 
Strassengesetz und Zusatzleistungsge­
setz (Beiträge des Kantons) waren in­
tensiv und gleichzeitig lehrreich. Jedes 
Gespräch mit unseren Mitmenschen 
war ein Erlebnis.

Rochus Burtscher,  
Kantonsrat SVP, Dietikon

Der Kirchplatz in der Hand der BGI-Befürworter.

ERFREULICHE STANDAKTION IM ZÜRCHER OBERLAND

SVP Pfäffikon im Einsatz für  
den Super-Abstimmungssonntag

svp. Am Samstag machte die SVP Pfäf­
fikon ZH im Dorfkern eine Standaktion 
zur Begrenzungsinitiative. Wir konn­
ten viele Passanten zu einem Ja zur BGI 
überzeugen und haben über 170 Gipfe­
li verteilt. Weiter wurden 60 Unter­
schriften für das Referendum gegen 

die Entlassungsrente der 60-Jährigen 
zusammengebracht. 

Die Bevölkerung macht sich zuneh­
mend Sorgen um unser Land und dankt 
uns für den Einsatz. 

Stimmen auch Sie JA zur Begren­
zungsinitiative.

Im Einsatz für die SVP, v.l.n.r.: Andy Walker, Beatrice Buri, Roland Buri,  
Sabrina Burgherr und Felix Mendury.

Sabrina Burgherr organisierte die Standaktion mit viel Herzblut.

ENTLASSUNGS-RENTE NEIN

Die Argumente:
–– Falsche Anreize: Es wird noch  
leichter, ältere Mitarbeitende zu 
entlassen.

–– Wer sein Leben lang gespart hat,  
ist der Dumme.

–– Wer seine Stelle verliert, will  
wieder Arbeit, keine Rente!

–– Keine staatlichen Lösungen im  
Giesskannenprinzip.

–– NEIN zu noch mehr Fachkräfte­
mangel und Einwanderungsdruck.

–– NEIN zu einem neuen Sozialwerk – 
Altersvorsorge sichern. 

Details zu den Argumenten auf  
www.entlassungsrente-nein.ch.
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BERICHT ÜBER DIE SITZUNG DES GROSSEN GEMEINDERATES WINTERTHUR

Vielfältige Diskussionen und unzählige Fragen
Am 21. September tagte der Gemeinderat das erste Mal wieder unter Zulassung der Öffentlichkeit,  
aber noch immer unter Einhaltung der geltenden Corona-Regeln in der Eulachhalle.

An dieser Sitzung wurden drei Mitglie­
der verabschiedet. Pascal Rütsche und 
Hansruedi Hofer von der SVP, beide 
seit 2013 im Rat, sowie Barbara Günt­
hard-Maier, Stadträtin seit 2012. Neben 
der Urkunde gab es für die beiden Ge­
meinderäte auch ein Bild der Stadt 
Winterthur. Die SVP-Fraktion dankt 
Hansruedi und Pascal für die jahrelan­
ge, engagierte und wichtige Arbeit für 
Winterthur und die SVP.

Zum Flüchtlingslager in Moria
SP, EVP und AL drückten in ihren Frak­
tionserklärungen zu den Zuständen im 
Flüchtlingslager in Moria auf die Trä­

nendrüse und forderten ultimativ, dass 
auch Winterthur unter Umgehung des 
Bundesrechtes direkt Flüchtlinge aus 
Moria aufnehmen soll. Gemeinderat 
Markus Reinhard, SVP, hielt in der 
Fraktionserklärung der SVP klar dage­
gen. Die dort herrschenden Zustände 
(gewolltes Abfackeln des gesamten La­
gers) in Moria wurden durch die Flücht­
linge selbst herbeigeführt, um damit ei­
nen Freipass aufs europäische Festland 
zu bekommen. Es kann nicht sein, dass 
entgegen unseren Gesetzen die acht 
grössten links-grün dominierten Städ­
te den Bundesrat unter Druck setzen, 
um Flüchtlinge aufzunehmen. «Mach 
es wie in Moria» darf nicht zum Slogan 
werden! Stadtrat Nicolas Galladé be­
stätigte die Aussage von Markus Rein­
hard, dass man die Solidarität nach in­
nen leben muss, ergänzte dann aber, 
dass diese Solidarität auch nach aus­
sen gelebt werden soll, damit sie glaub­
würdig erscheint. Laut SR Galladé wer­

de Integration immer eine Herausfor­
derung bleiben, Asylverfahren müssten 
beschleunigt werden und die Stadt Win­
terthur müsse im intensiven Austausch 
mit den anderen sieben Städten sein.

Marsch für’s Läbe
Andreas Geering, CVP, bekundete in 
seiner Fraktionserklärung den Unmut

zum Thema «Marsch für’s Läbe» und 
dass durch die Drohungen gegen die­
sen Anlass, welche zur Absage geführt 
haben, Grundrechte beschnitten wur­
den, wie die Meinungsäusserungsfrei­
heit und die Versammlungsfreiheit. Er 
wies in seinem Votum auch auf ein 
Pamphlet hin, welches auf eine Ge­
betsgemeinschaft aufmerksam macht 
unter Nennung der genauen Adresse, 
was unter anderem gegen den Daten­
schutz verstösst. 

Laut Stadträtin Barbara Günthard-
Maier ist dem Stadtrat die Meinungs­
äusserungsfreiheit wichtig und dass er 
weder Gewalt von rechts noch von links 
duldet. Die Vorbereitungen der Stadt­
polizei, um die Sicherheit des Anlasses 
und der Teilnehmer zu gewährleisten, 
waren zum Zeitpunkt der Absage weit 
fortgeschritten und die Ermittlungen 
gegen die Urheber des Pamphletes lau­
fen. Auch Ratspräsident Daniel Oswald, 
SVP, gab seinem Unmut zur Verhinde­
rung dieses Anlasses Raum und kriti­
sierte die Beschneidung der Grundrech­
te, welche unter Androhung von Ge­
walttaten erreicht wurden.

Fragestunde
Nach der verdienten Pause, im Zuge 
dessen die Parlamentarier das Nacht­
essen auf einem Airline Tray aus Swiss­
air-Zeiten serviert bekamen, ging es 
dann zur Fragestunde über. Eingereicht 
wurden 45 Fragen zu diversen Themen. 
Die meisten der Fragen gingen an 
Stadträtin Christa Meier, Departement 
Bau und Betriebe. 

Insgesamt musste sie 17 Fragen be­
antworten, darunter zum Thema Zen­
trumserschliessung Neuhegi-Grüze 
oder wie die Stadt mit der Firma Maag 
Recycling verblieben ist, die wegen der 
geplanten Veloschnellroute, welche das 
Anschlussgleis des Maag-Areals tan­
giert, mit dem Gedanken spielt, Win­
terthur zu verlassen.

Das Departement Technische Be­
triebe unter Stadtrat Stefan Fritschi er­
hielt sieben Fragen, fünf Fragen gin­
gen je an das Departement Kulturelles 
und Dienste, ans Finanzdepartement 
und ans Departement Sicherheit und 
Umwelt. Stadtrat Jürg Altwegg vom 
Schuldepartement erhielt vier Fragen 
und das Departement Soziales unter 
Nicolas Galladé nur gerade zwei. The­
men wie und wann man mit dem Fahr­
rad bei rot abbiegen darf, welche Stra­
tegie Winterthur bei der Ersatzbe­
schaffung von Fahrzeugen der Polizei 
verfolgt oder was gegen die Lichtver­
schmutzung unternommen werde, ob 
die Farbe für die seitliche Markierung 
beim neuen Strassenbelag bei der Ge­
meindegrenze zu Elsau ausgegangen 
sei oder ob die Geburtenrate steigt, 
falls sich Störche in Winterthur ansie­
deln würden, wurden behandelt. 

AUS DEM ZÜRCHER GEMEINDERAT – KONTROLLE IM MIGRATIONSBEREICH WIEDER ÜBERNEHMEN

Erneut droht eine Asylanten-Flut 
Das Horror-Jahr 2015 werden wir nie vergessen. Damals machten sich Millionen illegale Migranten auf den Weg nach Europa 
und letztlich viele auch in die Schweiz. Nun fordert die SP im Gemeinderat, der Bund soll die Schleusen erneut öffnen. 

Islamistischer Terror, sexuelle Gewalt, 
Überfremdung und steigende Sozialkos­
ten sind die schlimmsten Auswüchse 
der 2015 eingeläuteten «Willkommens­
kultur». 

Europa wird noch Jahrzehnte dar­
unter leiden. Langfristig bedeuten die 
offenen Grenzen den Todesstoss für 
unseren Sozialstaat. Das interessiert 
die SP aber nicht. Im am letzten Mitt­
woch traktandierten Postulat fordert 
die linksradikale Partei, die an europä­
ischen Häfen ankommende Asylanten 
in Zürich unterzubringen!

Milliarden mit Migranten 
Die SP macht sich damit zur Handlan­
gerin der kriminellen Schlepper. Diese 
machen mit den Menschentransporten 
jährlich Milliardengewinne. Das Ge­
schäft funktioniert aber schlussend­
lich nur, wenn die illegalen Migranten 
in den europäischen Sozialstaaten an­
kommen. Ansonsten wäre bald nie­
mand mehr bereit, die hohen Geldbe­
träge pro Überfahrt zu bezahlen. Die 
Aufnahme von «Flüchtlingen» schafft 
für andere Migranten also den Anreiz, 
sich ebenfalls auf den Weg zu machen. 

SP bringt Leid 
Diese These wurde von drei Ökonomen 
untersucht und wissenschaftlich bestä­
tigt. Die kriminellen Schlepper bezie­
hen sogar die Seenotrettung in ihr Ge­
schäftsmodell mit ein. Sie verwenden 
wenig seetaugliche Boote und überfül­

len diese mit Migranten. Sobald der 
Kurs und die Abfahrzeit feststehen, in­
formieren die kriminellen Schlepper 
die Rettungsschiffe. Aber immer wie­
der kentern die Boote frühzeitig und 
manche Migranten ertrinken. Die SP, 
die alle illegalen Migranten aufnehmen 
will, ist also für das Leid auf dem Mit­
telmeer und für das kriminelle Schlep­
pergeschäft mitverantwortlich.

Kontrolle wieder übernehmen
Gutmenschenpolitik bewirkt nie Gutes! 
Wir müssen unbedingt verhindern, dass 
sich das Horror-Jahr 2015 wiederholt. 
Wir müssen schleunigst die Kontrolle 
im Migrationsbereich wieder überneh­
men. Das bedeutet auch, dass wir die 
Personenfreizügigkeit nachverhandeln 
oder kündigen müssen. Eine Millon zu­
gewanderte EU-Ausländer innert 13 Jah­
ren ist unerträglich. Und die Schweiz 

soll ohne Begrenzung nochmals um 
1,8 (!) Millionen Personen wachsen. Zu 
viel ist zu viel. Bitte liebe Schweizerin­
nen und Schweizer: Gehen Sie am 
Sonntag alle an die Urne. Nehmen Sie 
ihre Familienmitglieder und Nachba­
ren mit. Senden Sie noch heute an alle 
ihre Kontakte eine SMS mit derselben 
Aufforderung. JA zur Begrenzungs-In-
itiative, damit wir die Masseneinwan-
derung aus dem EU-Raum endlich 
STOPPEN!

Samuel Balsiger
Gemeinderat SVP
Zürich

Die höchst bedenklichen Vorfälle 
rund um den abgesagten «Marsch 
für Läbe» sind ein Warnruf für alle 
Demokraten. In einer Demokra-
tie geht es nicht, ja es ist einer De-
mokratie und einem freien Land 
schlicht unwürdig, wenn durch 
Gewaltandrohung Andersdenken-
de in ihren verfassungsmässigen 
Grundrechten beschnitten werden. 
Die Meinungsfreiheit als eines der 
höchsten Güter der Demokratie 
muss unter allen Umständen ge-
wahrt bleiben. Im Extremfall muss 
die Meinungs- und Versamm-
lungsfreiheit, ja müssen alle unse-
re Grundrechte, mit dem staatli-
chen Gewaltmonopol durchge-
setzt werden.
Es geht hier um nichts Geringe-
res als unsere Freiheit und die Ga-
rantie unserer Grundrechte. Dazu 
sind im aktuellen Kontext noch 
einige Gedanken zu ergänzen: 
Zumindest Teile jener Kreise, wel-
che ihre Meinung nicht öffentlich 
kundtun konnten und sich nun zu 
Recht auf ihre Meinungsfreiheit 
und die Grundrechte berufen, be-
schneiden aber in ihren Aussagen 
und Handlungen die Grundrech-
te und die Freiheit anderer Men-
schen in diesem Land. In den sozi-
alen Medien wurden durch diese 
Kreise Statements verbreitet, in 
welchen es heisst «Jeder Mensch 
hat eine unantastbare Würde». 
Gleichzeitig wird aber anders-
denkenden und anderslebenden 
Menschen genau diese Würde, die 
Freiheit und das Recht abgespro-
chen, ihr Leben selbstbestimmt 
und frei zu leben. Diese funda-
mentalistischen Haltungen und 
die Absicht, anderen Menschen 
die eigene Lebensart aufzuzwin-
gen, passt eben nicht zu unseren 
Grundrechten. Wer Homosexua-
lität als eine psychische Störung, 
ja als ein moralisches Defizit be-
zeichnet; wer Frauen die – eben-
falls verfassungsmässig garantier-
te – Selbstbestimmung und den 
freien Willen auf ein freies Leben 
abspricht oder verunmöglicht; wer 
jungen Menschen einredet, dass 
ausserehelicher Sex eine Todsün-
de sei; wer Frauen, welche sich in 
grosser Not und kaum leichtfer-
tig für eine Abtreibung entschei-
den, höchstem psychischem Druck 
aussetzt und sie de facto des Mor-
des beschuldigt und wer auf-
grund von fundamentalistischer 
Bibel-Auslegung Andersdenken-
de und Anderslebende diskrimi-
niert, ausgrenzt, verurteilt und 
ihnen vorschreiben will, wie sie 
ihr Leben zu führen haben, der 
muss sich die Frage gefallen las-
sen, ob er denn die Grundrechte, 
die Würde des Menschen und die 
Freiheit Anderer wirklich respek-
tiert. Für mich deckt sich hier die 
berechtigte Einforderung der ei-
genen Rechte nicht mit der dafür 
nötigen Akzeptanz der Freiheit 
und der Grundrechte Anderer. Un-
sere Grundrechte gelten für alle 
und somit verpflichten wir uns zur 
logischen Konsequenz, dass es ver-
schiedene Meinungen, Lebensar-
ten und Lebenswege gibt. Imma-
nuel Kant hat es treffend formu-
liert: «Die Freiheit eines jenen be-
ginnt dort, wo die Freiheit eines 
anderen aufhört.»

Unsere Grundrechte 
und Freiheit gelten 
für alle

von
Markus Reinhard

Fadegrad

WORTE DES PRÄSIDENTEN DER SVP STADT ZÜRICH

Märchenstunde aus dem Tiefbaudepartement 
Am Mittwochabend, 2. September 2020, 
debattierte der Zürcher Gemeinderat 
wie so oft über einen Wunsch rot/grü­
ner Gemeinderäte. Es ging um eine 
Reduktion des motorisierten Indivi­
dualverkehrs (MIV) in der Bellerive­
strasse/Utoquai im Zürcher Seefeld­
quartier. Eine Debatte über unreali­
sierbare Ideen linker Verkehrsideolo­
gen, wie sie im Parlament der Stadt 
Zürich an der Tagesordnung sind. Die 
Kompetenzen der Stadt Zürich auf 
kantonalen Hauptverkehrsachsen, auf 
sogenannten Staatsstrassen, innerhalb 
der Stadt, sind zu Recht sehr beschränkt. 
Hier hat der Kanton ein gewichtiges 
Wort mitzureden. Verkehrsmassnah­
men müssen grundsätzlich vom Re­
gierungsrat abgesegnet werden.

Plötzlich meldete sich Stadtrat Ri­
chard Wolff zu Wort. Es habe zwei 
Workshops zur Thematik des besag­
ten Strassenabschnitts gegeben. Ein 
Dritter folge im Dezember. Der alter­
native Tiefbauvorsteher kündigte ei­
nen halbjährigen Versuch zur Reduk­
tion von vier auf zwei Fahrspuren in 
der Bellerivestrasse an. Dieser soll 
zwischen dem Zürichhorn und der 
Kreuzstrasse stattfinden, also faktisch 
im gesamten Strassenbereich. Was jetzt 
folgte, entstammt einer Märchenstun­

de, hervorgeholt aus der tiefsten Mot­
tenkiste und hat mit der Wahrheit 
nichts zu tun. 

Richard Wolff sagte, dass in der 
Workshop-Gruppe Einigkeit darüber 
herrsche, dass ein halbjähriger Probe­
betrieb für den Spurabbau durchzu­
führen sei. Diese Aussage trifft defini­
tiv nicht zu. Diverse anwesende Ver­
treter in der Gruppe lehnten solche 
Massnahmen strikte ab. Doch es kam 
noch bunter. Der Stadtrat führte wei­
ter aus, dass (Zitat) «der Kanton ein­
verstanden ist, dass dort ein solcher 
Versuch stattfindet». Diese Aussage 
des Magistraten ist eine blanke Lüge.

Im Verlaufe des Donnerstags, 3. Sep­
tember 2020, korrigierte die Stadt Zü­
rich in einer Medienmitteilung die im 
Parlament gemachten Aussagen ihres 
eigenen Regierungsmitglieds. Im Com­
muniqué hiess es (Zitat) «Mit dem Kan­
ton besteht Einigkeit, dass die Stadt in 
eigener Kompetenz einen Versuch um­
setzen kann und dass eine Zustim­
mung des Kantons nicht notwendig 
ist.» Doch auch diese Aussage ent­
spricht nicht der Wahrheit. Gemäss 
kantonaler Signalisationsverordnung 
müssen selbst temporäre Änderun­
gen der Verkehrsführung auf Staats­
strassen der Kantonspolizei vorgelegt 

werden. Doch diese wurde seitens der 
Stadt Zürich nie kontaktiert.

Die alleinigen Machtgelüste und 
das Missachten der gesetzlichen Vor­
gaben haben im Tiefbaudepartement 
Tradition. Schon Ruth Genner tischte 
2012 der vorberatenden Kommission 
des Gemeinderates Lügen auf. Auch 
damals ging es um einen Spurabbau. 
Die damalige Magistratin sagte, dass 
der Kanton den damals geplanten 
Spurabbau am Utoquai/Schöckstrasse 
bewilligt habe. Eine Unwahrheit pur, 
wie sich herausstellte.

Wer solche Unwahrheiten verbrei­
tet, trägt die Schuld am zunehmen­
den Misstrauen der Bevölkerung ge­
genüber den Behörden. Solche Politi­
ker nehmen in Kauf, dass die Politver­
drossenheit von Stimmbürgerinnen 
und Stimmbürgern wächst. Richard 
Wolff hat mit seinem leichtsinnigen 
Verhalten das Vertrauen missbraucht.

von 
Mauro Tuena

Maria Wegelin
Gemeinderätin SVP
Winterthur

Maria Wegelin mit den zurückge- 
tretenen Gemeinderäten Pascal Rütsche 
(links im Bild) und Hansruedi Hofer.

Heerscharen von illegalen Migranten 
warten auf die Aufnahme in den 
Schweizer Sozialstaat. Bild: Imago
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Erfolgreich werben 

im «Zürcher Boten» 

und «Zürcher Bauern»

Achtung!
Zahle Höchst- 

preise für  
alle Autos.  

Komme bei Ihnen  
vorbei.

Telefon  
044 822 26 11

Zusammen mit Luca Giallella, Geschäftsführer 
der Seegarage, lädt die SVP Zollikon zum Höck 
und Sessionsrapport ein. 

Emil Frey AG, Seegarage Zollikon

Montag, 28. September 2020

Gregor Rutz
Nationalrat SVP

Ihre Teilnahme würde uns freuen!

Seestrasse 5, 8702 Zollikon

18.30-20 Uhr (Apéro ab 18 Uhr)

Ist das Erfolgsmodell Schweiz noch zu retten?
Standortbestimmung nach der Herbstsession

Anmeldungen bis am Samstag, 26. September, an:
theres.weber-gachnang@emilfrey.ch

FRAKTIONSERKLÄRUNG SVP-GEMEINDERATSFRAKTION DER STADT ZÜRICH

Schikanöse Hundeverbotszonen – erzeugen Zweiklassengesellschaft am See
svp. Zürich ist eine schöne, lebenswer­
te und weltoffene Stadt. Gerade im Som­
mer hat unsere Stadt mittlerweile ein 
richtiggehend mediterranes Flair ent­
wickelt und so ist es für Stadtzürcher 
beinahe zur Selbstverständlichkeit ge­
worden, die sommerlichen Feieraben­
de und Wochenenden zusammen mit 
Familie und Freunden badend am See 
zu verbringen. Hundebesitzerinnen 
und Hundebesitzer sind in der Aus­
wahl ihres Badeplatzes allerdings be­
reits heute stark eingeschränkt, denn 
die öffentlichen Badeanstalten am See 
und an der Limmat sind für Hunde 
tabu. Nun soll, wenn es nach Stadträ­
tin Rykart geht, diese Auswahl prak­
tisch auf null eingeschränkt werden, 
denn sie verfügt mit der neuen städti­

schen Hundeverordnung ein Hunde­
verbot für das Arboretum und für das 
gesamte Zürihorn rund um die Blat­
terwiese, notabene zwei der grössten 
und beliebtesten Liegewiesen der Stadt 
direkt am See. Somit bleiben für Hun­
defreunde im Sommer gerade mal die 
notorisch belegte Landiwiese mit der 
angrenzenden Saffa-Insel, das Save­
ra-Areal in Wollishofen sowie eine win­
zige Wiese beim Bahnhof Tiefenbrun­
nen, die so klein ist, dass sie noch nicht 
einmal eines Namens würdig ist. Mit 
dieser Mini-Auswahl stehen Stadtzür­
cher Hündeler vor der Auswahl, in eine 
andere Seegemeinde auszuweichen 
oder die heissen Sommertage auf dem 
Balkon zu verbringen. Denn seien wir 
einmal ehrlich, es kann ja nicht ernst­

haft die Meinung von Sicherheitsvor­
steherin Rykart sein, dass Hunde bei 
30 Grad zu Hause in der stickigen Woh­
nung oder gar im Auto warten müssen, 
während Herrchen und Frauchen sich 
am See entspannen.

Karin Rykart beweist mit dieser un­
verhältnismässig strengen neuen Ver­
ordnung, dass sie eine ausgesprochen 
einseitige und hundefeindliche Vor­
stellung des Miteinanders verschiede­
ner Anspruchsgruppen im öffentlichen 
Raum pflegt. Und das ausgerechnet als 
Vertreterin einer Partei, die sonst stets 
darum bemüht ist, jeden und jede 
selbst vor den abstrusesten Formen 
von Diskriminierung zu schützen. Für 
Hundebesitzerinnen und Hundebesit­
zer scheint dies nicht zu gelten, man 

kann sie scheinbar bedenkenlos von 
Aktivitäten ausschliessen, die für den 
Rest der Bevölkerung selbstverständ­
lich sind. 

Und es ist ja nicht so, dass wir die ab­
solute Hunde-Anarchie fordern wür­
den, den Status quo am See sehen wir 
durchaus als gangbaren Weg. Es gibt 
aber aus unserer Sicht keinen ausrei­
chenden Grund, zu glauben, dass all­
fällige Konflikte zwischen Zwei- und 
Vierbeinern nicht auch mit dem heute 
geltenden und breit akzeptierten Inst­
rument der Leinenpflicht gelöst wer­
den könnten. Wir fordern die Stadt­
räte Rykart und Wolff auf, diese sinn­
lose Schikane gegen einen beträchtli­
chen Teil der Bevölkerung bereits vor 
Inkrafttreten wieder aufzuheben. 

LESERBRIEF

Kein Problem, wir schaffen das
Eine Million Zugewanderte in 13 Jah­
ren, angeblich die meisten davon, die 
dringend gesuchten Fachkräfte. Trotz­
dem das Jammern über Mangel an 
Fachkräften ist nicht verstummt. Da 
stimmt doch etwas nicht! Gemäss Er­
hebungen durch das Amt für Wirt­
schaft und Arbeit arbeitet nur jeder 
Fünfte der Zugewanderten in einem 
Beruf, wo Fachkräftemangel herrscht. 
Wo arbeiten dann die anderen? Die 
Gegner der Begrenzungsinitiative ver­
künden prophetenhaft, dass die Zuwan­
derung (Personenfreizügigkeit) Wachs­
tum und Wohlstand für die Schweiz 
bringe und kaum Probleme. Nach dem 
Motto kein Problem, wir schaffen das! 

Die Schweiz hat heute schon mehr 
als 25% Ausländeranteil, über 21% Fa­
miliennachzug, Asylsuchende sind da 
noch nicht mitgezählt. Kein Problem! 
Mit steigenden Sozialkosten, ständi­
gem Ausbau von Infrastrukturen, er­
höhtem Wohnbedarf, massiven Natur- 
und Umweltbelastungen, grosser Ver­
kehrsdichte, Lohndruck und fehlenden 
Arbeitsplätzen. Die über 55-jährigen, 
werden mit der «Entlastungsrente» ab­

gespeist. Anscheinend alles kein Prob­
lem. Schaffen wir das? Für die Gegner 
der Begrenzungsinitiative sind die Be­
ziehungen zur EU wichtiger als zum 
Schweizer-Bürger. Diese haben Jahr­
zehnte für unser Land geschuftet, Ent­
behrungen in Kauf genommen und 
sind besorgt für eine Schweiz in Frei­
heit, Unabhängigkeit, Sicherheit und 
Wohlstand. Verantwortungslos und 
beschämend nenne ich das. Zwingend 
müssen wir diese bedrohliche Entwick­
lung stoppen. Das ist aber nur möglich, 
wenn wir die Zuwanderung wieder sel­
ber regulieren können. Die Märchen und 
die Angstmacherei, dass die Schweiz 
bei einem «Ja» zur Begrenzungsinitia­
tive den Zugang zum EU-Markt verlie­
re, stimmen nicht. Die Schweiz ist in 
vielen Wirtschaftszweigen zu wichtig, 
als das man auf sie verzichten könnte. 
Die Wirtschaftsbeziehungen Schweiz/
EU bestehen ja nicht nur aus den Bila­
teralen I. Ich lasse mir nicht von Brüs­
sel aus diktieren. Darum sage ich klar 
«JA» zur Begrenzungsinitiative

Heidi Jucker, Adliswil

EIN JA FÜR DIE BEGRENZUNGSINITIATIVE

SVP Kanton Zürich zeigt Flagge
svp. Zahlreiche Bürgerinnen und Bür­
ger sind dem Aufruf gefolgt und ha­
ben für ein JA zur Begrenzungsinitia­
tive die Schweizer-Fahne aufgehängt. 
Füllen Sie Ihren Stimmzettel aus und 
werfen Sie am nächsten Sonntag, 
27. September 2020 ein JA zur Begren­
zungsinitiative in die Urne! 

Beat Lehmann, Rickenbach Sulz

Heinrich Schuetz, Opfikon

Daniel von Bruening, Greifensee

Ernst Freitag, Herrliberg

Gemeinderat Beat Fuhrer, Baeretswil

Hans-Peter Neuweiler, Ermatingen

Hansruedi Frey, Greifensee

Kantonsrat Paul von Euw, Bauma

Maya und Rolf Zollingern, Greifensee

Peter Brunold, Birchwil

Rita und Josef Kueng, Unterstammheim

Willi Wyss, Weiach

Marianne Klaeger, Moenchaltorf
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SVP-STAMM

Bezirk Bülach / Embrach
Jeweils am letzten Sonntag im Monat, ab 
10.30 bis 12.00 Uhr, Restaurant Rose, Ober
embrach. 

Bezirk Dielsdorf / Dielsdorf
Jeden ersten Dienstag im Monat, ab 19.00 
Uhr, Restaurant «La Torre», Dielsdorf. 

Bezirk Dietikon / Urdorf
Jeden ersten Samstag im Monat, ab 10.00 
Uhr, im Bistro Alterszentrum am Bach, Bir-
mensdorf. 

Bezirk Pfäffikon / Pfäffikon
Jeden ersten Samstag im Monat, von 11 bis 
12 Uhr, Restaurant Hecht, Usterstrasse 8, 
Pfäffikon. 

Bezirk Uster / Uster
Jeden letzten Donnerstag im Monat, ab 
17.30 Uhr, Bar Enoteca, Tannenzaunstrasse 
23, Uster. 

Junge SVP Kanton Zürich
Jeden letzten Freitag im Monat, 20.00 Uhr, 
Parteihöck im Raum Zürich, Standort und 
Details werden auf unserer Homepage: 
www.jsvp-zh.ch aufgeschaltet. 

Stadt Winterthur / Oberwinterthur
Jeden ersten Donnerstag im Monat, 18.30 
Uhr, Restaurant Stadtrain, Römerstrasse 71, 
Winterthur. 

Stadt Winterthur / Wülflingen
Jeden Samstag, 11.00 bis 12.30 Uhr, Taverne 
zum Hirschen, Lindenplatz 2, Winterthur. 

Stadt Zürich / Kreis 4 und 5
Jeden ersten Donnerstag im Monat, ab 
18.30 Uhr, Restaurant Kornhaus, Langstras- 
se 243 (Limmatplatz), Zürich. 

Stadt Zürich / Kreis 6
Jeden ersten Montag im Monat, 19.00 Uhr, 
Restaurant Neubühl, Winterthurerstrasse 
175, Zürich. 

Stadt Zürich / Kreis 12
Jeden ersten Dienstag im Monat, ab 19.30 
Uhr, Restaurant «Schwamedinge», Schwa-
mendingerplatz 2, Zürich.

SVP-VERANSTALTUNGEN

Bezirk Affoltern / Bonstetten
Donnerstag, 15. Oktober 2020, 19.30 Uhr, 
Sessionsrückblick, Rigelhüsli, Dorfstrasse 34, 
Bonstetten, mit Nationalrat Martin Haab.

Bezirk Dielsdorf / Rümlang
Samstag, 5. Dezember 2020, 11.00–17.00 
Uhr, Advents-Apéro, Ref. Kirchgemeinde-
haus, Rümlang.

Bezirk Meilen / Küsnacht
Samstag, 26. September 2020, 09.00–12.30 
Uhr, Standaktionen, Falkenplatz und vis-à-
vis Migros, Küsnacht.

Freitag, 4. Dezember 2020, 18.30 Uhr, Jah-
resausklang, im Restaurant Krone, Forch.

Bezirk Meilen / Stäfa
Freitag, 6. November 2020, 17.00 Uhr, Aus-
flug nach Ebnat-Kappel ins «Haus der Frei-
heit», Abfahrt Bahnhof Stäfa mit Car. Wei-
tere Informationen und Anmeldung unter 
svp-staefa.ch.

Bezirk Meilen / Zollikon
Montag, 28. September 2020, 18.30–20.00 
Uhr, Höck und Sessionsrapport, (Apéro ab 
18 Uhr), Emil Frey AG, Seegarage Zollikon, 
Seestrasse 5, Zollikon, mit Nationalrat Gre-
gor Rutz.

Montag, 2. November 2020, 19.00 Uhr, SVP-
Höck, Lokalität noch offen, Zollikon.

Stadt Zürich /  
Kreis 1 und 2
Montag, 28. September 2020, 19.00 Uhr, 
Generalversammlung, Restaurant Muggen
bühl, Zürich, mit Parteipräsident Benjamin 
Fischer als Gastreferenten.

Stadt Zürich / Kreis 10
Samstag, 26. September 2020, 10.00– 12.00 
Uhr, Standaktion, Kappenbühlweg, Zürich-
Höngg.

Samstag, 26. September 2020, 10.00–12.00 
Uhr, Standaktion, Röschibachplatz, Zürich-
Wipkingen.

WEITERE VERANSTALTUNGEN

Freitag, 3. September 2021, bis Sonntag, 
5. September 2021, SVP-Schiessen 2021, Wei
ningen (Vorschiessen am Freitag, 27. Au-
gust 2021). Weitere Informationen folgen.

SVP DIGITAL

Teleblocher
Folge 681: zum Thema «Begrenzungsinitiative, Vaterschafts
urlaub und ein sauberes Image». Alt Bundesrat Christoph 
Blocher im wöchentlichen Gespräch mit Dr. Matthias Ackeret, 
Autor des Buches «Das Blocher-Prinzip», jeweils Samstag 
ab 14.00 Uhr. 

Thomas Matter
Folge 116 In den Sümpfen von Bern: Direkt aus  
dem Bundeshaus

SVP Schweiz
SVP bi de Lüt online mit Nationalrat Alfred Heer

SO STIMMEN SIE RICHTIG !

Volksabstimmung vom 
27. September 2020

Eidgenössische Vorlagen

1.	Volksinitiative vom 31. August 2018 «Für eine  
massvolle Zuwanderung (Begrenzungsinitiative)» 
www.begrenzungsinitiative.ch

JA

2.	Änderung vom 27. September 2019 des  
Bundesgesetzes über die Jagd und den Schutz wild­
lebender Säugetiere und Vögel (Jagdgesetz, JSG) 
www.ja-jagdgesetz.ch

JA

3.	Änderung vom 27. September 2019 des Bundesge­
setzes über die direkte Bundessteuer (DBG)  
(Steuerliche Berücksichtigung der Kinderdritt­
betreuungskosten)

JA

4.	Änderung vom 27. September 2019 des Bundes­
gesetzes über den Erwerbsersatz für Dienst­
leistende und bei Mutterschaft (indirekter  
Gegenvorschlag zur Volksinitiative «Für einen  
vernünftigen Vaterschaftsurlaub – zum  
Nutzen der ganzen Familie»)  
www.lohnabzuege-nein.ch

NEIN

5.	Bundesbeschluss vom 20. Dezember 2019  
über die Beschaffung neuer Kampfflugzeuge  
www.sicherheit-ja.ch

JA

Kantonale Vorlagen

1.	Zusatzleistungsgesetz (ZLG) (Änderung  
vom 28. Oktober 2019; Beiträge des Kantons)  
www.zusatzleistungsgesetz-nein.ch

NEIN

2.	Strassengesetz (StrG) (Änderung vom 18. November 
2019; Unterhalt von Gemeindestrassen)  
www.strassengesetz-nein.ch

NEIN

Vorlagen Stadt Zürich

1.	Volksinitiative «Sichere Velorouten für Zürich» NEIN

2.	Privater Gestaltungsplan «Areal Hardturm- 
Stadion», Zürich-Escher-Wyss, Kreis 5  
(Volksreferendum)

JA

3.	Neuregelung der Finanzkompetenzen für  
den Erwerb von Liegenschaften, Teilrevision  
Gemeindeordnung

NEIN

4.	Instandsetzung und Optimierung ewz-Areal  
Herdern, Objekt-Kredit von 167,44 Millionen  
Franken

JA

5.	Bau einer Direktverbindung zwischen Limmat­
zone, Glatt- und Hangzone des Wasserleitungs­
netzes der Stadt Zürich

JA

6.	Pro Senectute Kanton Zürich, Treuhanddienst,  
Rentenverwaltung und Sozialberatung,  
jährliche Beiträge von 2,041465 Millionen  
Franken ab 2021

JA

Standaktion zur Begrenzungsinitiative

Gregor Rutz
Nationalrat 

Hans-Peter Amrein 
Kantonsrat

Nina Fehr Düsel
Kantonsrätin 

Samstag, 26. September 2020, 9-12 Uhr
Falkenplatz, Dorfstrasse, 8700 Küsnacht

Ihre Teilnahme würde uns freuen!
www.svp-kuesnacht.ch

Kein Abstimmungstreff am  
27. September 2020
svp. Die SVP des Kantons Zürich ver­
anstaltet am Super-Abstimmungssonn­
tag vom 27. September 2020 keinen 
Abstimmungstreff. 

Solche Veranstaltungen der SVP 
des Kantons Zürich sind jeweils gut 
besucht, meist mit mehreren hun­

dert Gästen. Aufgrund der aktuellen 
Seuchensituation und der Auflage 
von maximal 100 Personen in einem 
Raum zu bewirten, kann kein geselli­
ger, gemütlicher Anlass organisiert 
werden.
Wir danken für Ihr Verständnis. 
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